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Hamburg hätte der Spekulation mit dem Holsten-Quar-
tier früher Einhalt gebieten müssen, kritisiert Susanne
Osadnik, 18. Mai 2022

Das Grundstück gehört der Adler Group – noch. Denn der
Investor ist ins Schlingern geraten und es dürfte fraglich
sein, ob das Projekt überhaupt noch umgesetzt werden
kann. (...) Jetzt ist die Politik gefordert. (...) SPD und Grüne
denken mehr oder weniger laut darüber nach, das Hols-
ten-Gelände wieder zurückzukaufen. Aber zu welchem
Preis? Die klamme Adler Group wird einen möglichst
hohen Kaufpreis erzielen wollen, die Stadt möglichst wenig
zahlen. Hätte Hamburg das von Anfang an in Erwägung
gezogen und der Spekulation Einhalt geboten, wäre man
mit 120 bis 250 Mio. Euro davongekommen. Jetzt wird um
einVielfaches gefeilschtwerden.Und vonWohnungenoder
Kitas kann die Bevölkerung in Altona nur noch träumen.

der fertiggestellten Wohneinhei-
ten stark steigen – und wahr-
scheinlich werden einige Politi-
ker der Versuchung erliegen,
darin den versprochenen „Auf-
bruch“ zu sehen. Dabei handelt
es sich aber lediglich um jene
Projekte, die vor der Krise begon-
nen wurden. Wenn wir vermei-
den wollen, dass die Fertigstel-
lungszahlen ab 2024 massiv ein-
brechen, braucht es Verlässlich-
keit, Planungssicherheit und vor
allem finanzielle Unterstützung.
Am besten wäre es, beim geför-
dertenWohnungsbau die Grund-
erwerbsteuer beim Erwerb des
Baulands einmalig zu streichen,
denn beim Verkauf durch den
Projektentwickler anden Investor
fällt sie ohnehin erneut an.

Doch es gibt nochmehr Ideen.
Eine wird in München in Form
des konzeptionellen Mietwoh-

nungsbaus umgesetzt: Dort werden Erbbaurechtsgrund-
stücke mit reduziertem Erbbauzins, dafür aber mit höhe-
ren Auflagen bei der Vermietung verbunden. Auch bei
den KfW-Fördermitteln existieren Anknüpfungspunkte –
entweder dadurch, dass die sehr hohenKfW-40-NH-Stan-
dards für Sozialwohnungen gesenkt werden, oder aber es
werdendie Zuschussvarianten imUnterschied zur aktuel-
len Darlehensvariante ermöglicht. Diese Kombinierbar-
keitmit öffentlich gefördertenKreditenwürdedieBalance
aus Eigen- und Fremdkapital ausgewogener gestalten.

N ullzinsen – hoher An-
lagedruck – Rendite-
kompressionen im klas-

sischen Wohnsegment. Diese
Konstellation ließ Investments in
sozial geförderten Wohnraum auf
einmal als wirtschaftlich sinnvolle
Ergänzung erscheinen. Waren sie
aber nicht. Die Hauptprobleme
waren die fehlende Planungs-
sicherheit – wie unter anderem
der Wirrwarr um die KfW-Neu-
baukredite gezeigt hat – sowie
ineffiziente Fördermethoden.
Aber auch überzogene Regulie-
rungen, beispielsweise kommu-
nale Sozialwohnungsquoten von
bis zu 60%, haben dafür gesorgt,
dass ganze Investmentvorhaben
über Bord geworfen wurden.

In den vergangenen acht
Wochen hat sich derWind auf den
Märkten nun vollständig gedreht.
Die Baukosten sind genauso wie
die Bauzinsen regelrecht nach oben geschossen und
Alternativanlagen haben auf einmal wieder eine positive
Rendite, weshalb kein nennenswerter Spread mehr zu
Alternativanlagen gegeben ist: Wenn die Baisse an den
Aktienmärkten dafür sorgt, dass Immobilienkonzerne
eine Dividendenrendite vonmehr als 5% bieten, wird sich
kaum noch ein Marktteilnehmer aus ökonomischen
Gründen für den gefördertenWohnungsbau entscheiden.

In den kommenden Jahren erleben wir also höchst-
wahrscheinlich ein paradoxes Bild: 2023 wird die Anzahl

Sozialwohnen wird einbrechen
Für Investoren sei mit der Zinswende der Bau von Sozialwohnungen
unattraktiv geworden, warnt Wertgrund-Vorstand Thomas Meyer.
Wenn der Gesetzgeber nicht umsteuert, werde der dringend benötigte
Neubau spätestens 2024 einbrechen.

Thomas Meyer. Quelle: Wertgrund Immobilien AG

chen der Klimaziele diskutiert. Die
Bundesbauministerin verkündete
zwar, dass es von ihrer Seite keine
Sanierungspflicht zumindest für Ein-
familienhäuser geben werde. Schaut
man aber nach Brüssel, wo derzeit die
neue EU-Gebäuderichtlinie diskutiert
wird, wird ein Sanierungszwangwahr-
scheinlicher.

Hiernach sollen in jedem Mit-
gliedsstaat der EU, also auch in
Deutschland, jeweils die 15% des
Wohngebäudebestands mit der
schlechtesten Energieeffizienz (Ener-
gieeffizienzklasse G) bis 2030 mindes-
tens die Energieeffizienzklasse F und
bis 2033 die Klasse E erreichen.

Die Umsetzung wird nicht ohne
Zwang zu erreichen sein. Für Immobilieneigentümer
bedeutet das ein großes Risiko. Denn wer ein Mehrfami-

lienhaus hat, wird Stand heute nicht genügend Förder-
gelder erhalten, um es zu modernisieren. Wer über zwei
Häuser verfügt, müsste wahrscheinlich ein Objekt ver-
äußern, um das andere mit den Einnahmen finanzieren
zu können. Und wie viel man in sechs Jahren für ein un-
saniertes Objekt erlöst, ist mehr als fraglich.

Dass durch einen solchen Zwang die Vermietbarkeit
und Veräußerbarkeit eines Objekts eingeschränkt werden
könnte, ist destruktiv. Wenn der Staat zum Sanieren
zwingt, es sich ein Eigentümer aber nicht leisten kann, ist
das Vollzugsdefizit bei der Umsetzung der verordneten
Maßnahmen vorprogrammiert.

Es gilt, eine Sanierungs-Freiwilligkeit durch investive
Impulse zu erzeugen. Hier könnte neben den bekannten
Förderungen von KfW und Bafa auch die Grunderwerb-
steuer ein Impuls sein. Diese sollte man ganz oder teil-
weise erlassenwerden, wenn innerhalb einer bestimmten
Zeit energetisch saniert wird.Wenndie Politik nicht bereit
ist, Impulse zu setzen, muss sie bei den Anforderungen
einen Gang zurückschalten.

L asse alleDeineHäuser renovie-
ren. Zahle an die Bank für jedes
Haus und für jedes Hotel einen

Betrag X.“ Diese Ereigniskarte hat
schon so manchen Monopoly-Spieler
finanziell ruiniert. Auf private Vermie-
ter könnte nun im echten Leben ein
ähnliches Szenario zukommen.

Angesichts der Diskussion um eine
mögliche Sanierungspflicht müssten
sie jetzt schon genau wissen, wie viel
Kapital sie bis 2030 bzw. 2033 für die
drohende Zwangsmodernisierung
brauchen. Der Staat fördert zwar,
doch die Mittel werden ganz sicher
nicht reichen, um die Last von den
Schultern der kleinen privaten Ver-
mieter und Selbstnutzer zu nehmen.

Zum Hintergrund: Ein sogenannter Sanierungszwang
wird auf politischen Ebenen bereits als Mittel zum Errei-

Über die EU droht uns die Sanierungspflicht
Schon in acht Jahren könnten Eigentümer gezwungen sein, Immobilien zu verkaufen, um verpflichtende
energetische Sanierungen durchzuführen, warnt IVD-Präsident Jürgen Michael Schick.

Jürgen Michael Schick.
Quelle: IVD/Schick Immobilien
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83,7 Mrd. Euro
neue Immobilienkredite wurden in Deutschland im
ersten Quartal 2022 an private Haushalte vergeben,
schreibt die DZ Bank. Der durchschnittliche Zinssatz
lag bei 1,75%. Die ausgereichte Summe ist ein neuer
Rekordwert und liegt 15,5%über demVergleichswert
des Startquartals 2021.

„Wir raten, jetzt zu verkaufen, um Gewinne
zu realisieren und Verluste zu begrenzen.“

Immobilienmakler Sven Keussen, geschäftsführender Gesellschafter von Rohrer Immobilien
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Die Profiteure der
Flüchtlinge – so lau-

tete der Arbeitstitel für die
Titelgeschichte dieser Aus-
gabe. Als Herzstück ein
Text darüber, wie mit dem
Wohnungsbedarf der Men-
schen aus der Ukraine
ordentlich Kasse gemacht

wird. Dazu unter anderem Beiträge über Hotels, die
nun alle Zimmer belegt haben, und Serviced-Apart-
ment-Anbieter, die sich vor Nachfrage nicht mehr
retten können. Ist das zynisch? Ja, vielleicht. Viel-
leicht liegt es aber an den Erinnerungen an die
Flüchtlingswelle, die es ab 2014 zu bewältigen galt.
Viele, zu viele haben sich seinerzeit am Leid der
Menschen bereichert. Lesen Sie ruhig auf IZ.de
noch einmal nach: „Heim dringend gesucht“ oder
„Das Geschäft mit dem Flüchtlingen“ (beides IZ 44/
2014) oder „Makler nutzt Flüchtlingskrise zumKun-
denfang“ (IZ 43/2014) u.v.m.

Dieses Mal scheint es tatsächlich – zumindest
überwiegend und bis jetzt – anders zu sein. Deshalb
ist auch unsere Geschichte eine ganz andere gewor-
den. Meine Kollegin Jutta Ochs hat mit Hilfe eines
kleinen Teams fast schon eine Art Dossier zusam-
mengestellt. Überschrieben hat sie ihre Geschichte
mit: „Profit mit Herz“ (Seiten 1, 4 und 5).

Gut so! Doch dieWahrheit liegt wohl irgendwo in
der Mitte. Schließlich lässt sich nicht abstreiten,
dass mancher in der Immobilienbranche kurz nach
Kriegsbeginn leuchtende Augen bekam, angesichts
der vielen potenziellenKunden,Mieter undArbeits-
kräfte aus der Ukraine.

Ihre

Editorial

Brigitte Mallmann-Bansa
Chefredakteurin

Wohneigentum wird nicht so bald günstiger werden,
meint Bernd Kramer, 16. Mai 2022

Aus der Annahme, dass das zuletzt stark gestiegene Zins-
niveau die Preise für Häuser undWohnungen einbrechen
lässt, wird kurzfristig keine Realität. (...) Zum einen sind
die Zinsen im historischen Vergleich noch immer niedrig,
was Baufinanzierungen erleichtert und damit die Immo-
biliennachfrage und die Preise nach oben treibt. Zieht
man die höhere Inflationsrate hinzu, ist die Realverzin-
sung (...) sogar nach unten gegangen. Außerdem ist fast
alles, was amBau alsMaterial benötigt wird, viel kostspie-
liger geworden. (...) Dazu kommen jene Käuferinnen und
Käufer, die aus Sorge vor weiter steigenden Zinsen unbe-
dingt jetzt ihren Traum von den eigenen vierWänden ver-
wirklichen wollen.


